
gebend sind. § 22 Abs. 3 StGB legt hierzu fest, daß jeder 
Teilnehmer unter Berücksichtigung der Schwere der 
gesamten Tat und der Art und Weise des Zusammen­
wirkens der Beteiligten nach dem Umfang und den 
Auswirkungen seines Tatbeitrags, seinen Beweggrün­
den sowie danach verantwortlich ist, in welchem Maße 
er andere Personen zur Teilnahme veranlaßt hat. Das 
Strafurteil wird deshalb eine wichtige Grundlage für 
eine ggf. zu treffende zivilrechtliche Entscheidung über 
die Höhe der Ausgleichsansprüche der Gesamtschuldner 
untereinander sein.
In § 426 Abs. 1 Satz 2 BGB ist festgelegt, daß dann, 
wenn von einem Gesamtschuldner der auf ihn entfal­
lende Beitrag nicht erlangt werden kann, der Ausfall 
von den übrigen zur Ausgleichung verpflichteten Schuld­
nern zu tragen ist. Sind z. B. die Gesamtschuldner A, 
B und C bei einem Gesamtschaden von 3 000 M im 
Innenverhältnis zu gleich hohen Anteilen, also zu je

1 000 M, verpflichtet und hat A den Gläubiger voll be­
friedigt, so kann er danach von B, wenn C wegen Zah­
lungsunfähigkeit ausfällt, einen Ausgleich von 1 500 M 
verlangen. Das bedeutet jedoch nicht, daß damit die 
Ausgleichspflicht des C erlischt. A und B behalten ge­
gen ihn eine Forderung von je 500 M, die sie später ent­
sprechend den gegebenen Möglichkeiten durchsetzen 
können.
Der Ausgleichsanspruch ergibt sich zwar aus der ge­
samtschuldnerischen Haftung, ist im übrigen aber ein 
selbständiger Anspruch — anders als der Anspruch aus 
dem gesetzlichen Forderungsübergang nach § 426 Abs. 2 
BGB, auf den hier nicht eingegangen werden soll. Der 
Geltendmachung des Ausgleichsanspruchs steht daher 
auch nicht etwa entgegen, daß die Verjährungsfrist für 
den Anspruch des Gläubigers gegen die Gesamtschuld­
ner abgelaufen ist. Er verjährt, da das Gesetz eine an­
dere Frist nicht vorsieht, in 30 Jahren (§ 195 BGB).

4. Tagung der Gesellschaft für Gerichtliche Medizin der DDR
Obermedizinalrat Prof. Dr. FRIEDRICH WOLFF, Direktor des Instituts für gerichtliche Medizin 
an der Medizinischen Akademie Magdeburg

Stand und Perspektiven der gerichtlichen Medizin in der DDR
Vom 1. bis 4. Oktober 1973 fand in Magdeburg die
4. Tagung der Gesellschaft für Gerichtliche Medizin 
der DDR statt. Aktuellen staatlichen und gesellschaft­
lichen Aufgaben Rechnung tragend, stand die Bera­
tung im Zeichen der engen Zusammenarbeit mit den 
Justiz- und Sicherheitsorganen sowie mit den krimi­
nalistischen und juristischen Hochschuleinrichtungen. 
Ziel der Tagung war es, auf dem Wege eines regen 
interdisziplinären Erfahrungs- und Meinungsaus- 
tauschs gemeinsame wissenschaftliche Probleme pra­
xiswirksam zu lösen.
Im folgenden veröffentlichen wir auszugsweise einige 
für die Justizpraxis wichtige Vorträge, die auf dieser 
Tagung gehalten wurden. D. Red.

Die sozialistische Gesellschaft mißt der medizinischen 
Wissenschaft und Praxis für die Erhaltung und Wieder­
herstellung der Gesundheit ihrer Bürger ständig größere 
Bedeutung zu. Durch das Erkennen der vielgestaltigen 
gesundheitlichen Störfaktoren und durch die Mithilfe 
bei deren Beseitigung fördert die Medizin die allseitige 
Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft. Die gericht­
liche Medizin trägt dazu in spezifischer Weise bei.
Die Definition der gerichtlichen Medizin als eine medi­
zinisch-experimentelle Fachdisziplin mit unmittelbar 
gesellschaftlichen Zielstellungen verdeutlicht ihre Bin­
dung sowohl in der Medizin als auch im sozialistischen 
Recht. Die prinzipielle Einheit von Natur- und Gesell­
schaftswissenschaften, welche eine immer größere Be­
deutung für die gesellschaftliche Praxis und die wissen­
schaftliche Forschung in der DDR gewinnt, wird hier 
besonders offensichtlich.
Die gerichtliche Medizin bezieht im Unterschied zu den 
anderen medizinischen Fachdisziplinen ihre Aufgaben­
stellungen nicht aus dem eigenen Gebiet, sondern aus 
dem Recht bzw. der Rechtspraxis, ohne damit aber ihre 
Verankerung in der Medizin in Frage zu stellen. Nur so 
ist sie in der Lage, die Aufgaben, die sich für sie aus 
dem sozialistischen Recht und aus anderen Aufgaben­
gebieten ergeben, optimal zu lösen. Die Bedeutung der 
gerichtlichen Medizin leitet sich aus den objektiven Be­
dürfnissen der Gesellschaft an bestimmten, eben nur 
durch dieses Fach zu erbringenden Leistungen ab.

Zur Organisation der gerichtsmedizinischen Tätigkeit

Ausgehend von der Aufgabenstellung der Gerichtsmedi­
zin muß eingeschätzt werden, daß die gegenwärtige 
Organisationsform der gerichtsmedizinischen Versor­
gung den gesellschaftlichen Bedürfnissen noch nicht aus­
reichend angepaßt ist.
Wir sind bestrebt, mit allen uns zur Verfügung stehen­
den naturwissenschaftlichen Methoden der Medizin und 
der Biologie die an uns herangetragenen Fragen sowohl 
für die Rechtspraxis als auch für das Gesundheitswesen 
optimal zu lösen. Zur Zeit bestehen in der Republik 
acht Gerichtsmedizinische Institute an sechs Universi­
täten und zwei Medizinischen Akademien. Sie sind die 
einzigen Stätten spezieller gerichtsmedizinischer Tätig­
keit. Ihnen obliegt die Erziehung und Ausbildung, die 
Forschung sowie die gerichtsmedizinische Versorgung. 
Die Größe und Ausstattung dieser Institute ist unein­
heitlich.
Beurteilt man die kadermäßige und materiell-technische 
Basis unter Beachtung der bestehenden Arbeitsaufga­
ben, so ergeben sich für alle Mitarbeiter Anforderun­
gen, welche von ihnen viel Einsatzbereitschaft verlan­
gen. Dabei liegen die Schwierigkeiten in der gerichts­
medizinischen Versorgung nicht im fachlichen, sondern 
im organisatorischen Bereich. Weiträumige Versor­
gungsgebiete — einige Institute sind für zwei oder mehr 
Bezirke zuständig — führen durch lange Anfahrtswege 
zu erheblichen Zeitverlusten und zu übermäßigem 
Kräfteverschleiß. Außerdem kann bei dieser Organisa­
tionsform nur ein bestimmter Teil der notwendigen ge­
richtsmedizinischen Verrichtungen erledigt werden. Das 
aber liegt keineswegs im Interesse der Rechtssicher­
heit.
Erfahrungsgemäß wird das unmittelbare Einzugsgebiet 
des jeweiligen Instituts am besten versorgt; für die ent­
fernt liegenden Kreise geschieht das dagegen noch un­
zureichend. Hinsichtlich dieser Kreise fehlt auch der 
unmittelbare Kontakt zwischen den Mitarbeitern der 
Justiz- und Sicherheitsorgane und dem Gerichtsmedi­
ziner. Eine engere Zusammenarbeit würde sich jedoch 
befruchtend auf die beiderseitige Tätigkeit auswirken. 
Die gerichtsmedizinische Versorgung ist unter den jet­
zigen Gegebenheiten eine Teilversorgung, da häufig wei-
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